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Der Bundesminister 
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Bonn, den 24. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Betriebsratswahlen 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Stücklen und 
Genossen 

- Drudrsadie VI/ 1822 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Stücklen und 
Genossen beantworte ich wie folgt: 


1. Entspridit es dem Wählerwillen, daß von 19 gewählten Betriebs- 
räten zwölf auf der Liste der IG-Bergbau und Energie im Deut- 
schen Gewerkschaftsbund freigestellt wurden? 

Nach dem geltenden Betriebsverfassungsgesetz aus dem Jahre 
1952 ist der Betriebsrat in seiner Entscheidung frei, welche 
seiner Mitglieder er in dem gesetzlich vorgesehenen oder mit 
dem Arbeitgeber vereinbarten Rahmen von der Arbeit frei- 
stellt. 

Bei der von Ihnen aufgeworfenen Frage nach dem Wähler- 
willen muß berücksichtigt werden, daß im vorliegenden Fall 
fast 75 V. H. der Betriebsratssitze auf die Mehrheitsliste ent- 
fallen sind. Es widerspricht weder der Rechtslage noch der 
Praxis in anderen Lebensbereichen, daß Gruppierungen, die in 
den maßgebenden Beschlußorganen die Mehrheit besitzen, im 
Rahmen der jeweiligen Gesetze, die sich aus dieser Mehrheit 
ergebenden Möglichkeiten wahrnehmen. 


2, Sind der Bundesregierung auch aus anderen Betrieben derart 
grobe Verstöße gegen das im Ergebnis der Betriebsratswahl 
zum Ausdruck gekommene Votum der Betriebsangehörigen 
bekannt? 

Aus der Beantwortung der Frage 1 ergibt sich, daß derartige 
Freistellungsbeschlüsse von Betriebsräten nicht als „grobe Ver- 
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Stöße gegen den Wählerwillen" betrachtet werden. Im übrigen 
ist der Bundesregierung nicht bekannt, nach welchen Gesichts- 
punkten und Verfahren in den einzelnen Betrieben die Aus- 
wahl der freizustellenden Betriebsratsmitglieder erfolgt. Die 
Bundesregierung hat nach geltendem Recht keine Möglichkeit, 
auf dem Gebiet der Betriebsverfassung statistische Erhebungen 
durchzuführen. 


3. Warum enthält der Regierungsentwurf eines Betriebsverfas- 
sungsgesetzes keine Bestimmungen, die bei der Besetzung der 
Betriebsaussdiüsse, der Freistellung von Betriebsräten etc. die 
Einhaltung des bei den Betriebsratswahlen zum Ausdrude ge- 
kommenen Wählerwillens garantieren? 


Der Regierungsentwurf eines Betriebsverfassungsgesetzes ent- 
hält eine Reihe von Regelungen, die bei der Überprüfung be- 
triebsverfassungsrechtlicher Funktionen, Ämter und Aufgaben 
die Berücksichtigung der besonderen Belange der Gruppen 
(Arbeiter und Angestellte) bestimmen. Die Bundesregierung 
ist der Ansicht, daß es - unbeschadet der sich aus dem Grup- 
penschutz ergebenden Regelungen - grundsätzlich legitim ist 
und keinen Verstoß gegen demokratische Grundsätze darstellt, 
wenn bei der Übertragung betriebsverfassungsrechtlicher 
Funktionen, Ämter und Aufgaben die Grundsätze der Mehr- 
heitsentscheidung Anwendung finden. 


Walter Arendt 
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